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Satzung der Stadt Hennef zur Erhebung von Elternbeiträgen für die Tagesbetreuung von Kindern vom 26.03.2012 
 
 
 
Verzeichnis der Änderungen 

Änderungssatzung Mitteilungsblatt In Kraft getreten am geänderte Regelungen 

23.03.2015 24.04.2015 01.08.2015 Teil A und Teil B sowie Beitragstabellen 

30.11.2015 18.12.2015 01.08.2015 Beitragstabellen (Anlagen 1-4) 

03.07.2017 04.08.2017 01.08.2018 Teil III und Beitragstabelle OGS 

26.06.2018  01.08.2018 Teil I, II und IV sowie Beitragstabellen 
(Anlagen 1-4) 

  01.08.2018 Teil I, II,  IV, und Anlage 6 
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Satzung der Stadt Hennef zur Erhebung von Elternbeiträgen für die Tagesbetreuung von Kindern vom 26.03.2012 
 
 
 
Aufgrund § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966), des § 6 des Kommunalen Abgabengesetzes (KAG) vom 21.10.1969 (GV.NRW S. 712), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 15.12.2016 (GV.NRW S. 1150), des § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234) sowie § 23 des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) vom 30.10.2007 (GV.NRW S. 462), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 08. Juli 2016 (GV. NRW. S. 622), sowie des § 9 Abs. 3 Satz 4 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (SchulG NRW vom 15.02.2005 [GV.NRW S. 
102]), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 06. Dezember 2016 (GV. NRW. S. 1052) hat der Rat der Stadt Hennef in seiner Sitzung am 25.06.2018 folgende 
Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Hennef zur Erhebung von Elternbeiträgen für die Tagesbetreuung von Kindern vom 26.03.2012 beschlossen: 
 
 
Geltungsbereich 
Diese Satzung regelt die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme von Kindertagespflege, des Besuchs von Kindertageseinrichtungen eines Trägers der 
Jugendhilfe oder einer städtischen Großtagespflege sowie der Teilnahme von Schülerinnen und Schülern an der Offenen Ganztagsschule an Grundschulen in Trägerschaft der 
Stadt Hennef. Daneben wird die Förderung der Kindertagespflege geregelt. 
 
 
 

Satzung aktuell Satzung geändert Kommentar 

Satzung der Stadt Hennef zur Erhebung von 
Elternbeiträgen für die Tagesbetreuung von Kindern 
vom 26.03.2012 

Satzung der Stadt Hennef zur Erhebung von 
Elternbeiträgen für die Tagesbetreuung von Kindern 
vom 26.03.2012 (Elternbeitragssatzung) 

Bei Verweisen auf die Satzung (z.B. in Bescheiden) ist 
es hilfreich, auch hinsichtlich einer besseren Lesbarkeit, 
eine kürzere Bezeichnung verwenden zu können.  

Teil I Kindertagespflege 
 

Teil I Kindertagespflege  

1.1 Fördervoraussetzungen für die Förderung in der 
Kindertagespflege 

1.1 Fördervoraussetzungen für die Förderung in der 
Kindertagespflege 

 

 1.1.5 Kindertagespflegeperson sind verpflichtet, den 
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB 
VIII sicherzustellen. 

 

Neu eingefügt. 

1.1.5 Für Schüler/innen einer Grundschule, für die 
Kindertagespflege beantragt wird, ist vorrangig die 

1.1.6 Für Schüler/innen einer Grundschule, für die 
Kindertagespflege beantragt wird, ist vorrangig die 

Bezifferung ändert sich durch das Einfügen von 1.1.5. 

http://192.168.22.181/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10530&val=10530&seite=878&sg=0&menu=1
http://192.168.22.181/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14459&vd_back=N336&sg=0&menu=1
http://192.168.22.181/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14080&vd_back=N618&sg=0&menu=1
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Aufnahme in die Offene Ganztagsschule zu beantragen. 
Sollte eine Aufnahme grundsätzlich an keinem 
Grundschulstandort im Stadtgebiet möglich sein, ist eine 
Förderung der Kindertagespflege nur bis zum Beginn des 
neuen Schuljahres möglich. 

 

Aufnahme in die Offene Ganztagsschule zu beantragen. 
Sollte eine Aufnahme grundsätzlich an keinem 
Grundschulstandort im Stadtgebiet möglich sein, ist eine 
Förderung der Kindertagespflege nur bis zum Beginn des 
neuen Schuljahres möglich. 

 

1.1.6 Die Mindestbetreuungszeit in der 

Kindertagespflege umfasst 10 Stunden pro Woche. Die 
Förderung soll in der Regel mehr als 3 Monate in 
Anspruch genommen werden. 

Sofern die Betreuungszeiten weniger als 10 Stunden 
wöchentlich und/oder weniger als 3 Monate umfassen, ist 
über die Gewährung einer finanziellen Förderung im 
Einzelfall zu entscheiden. 

 

1.1.7 Die Mindestbetreuungszeit in der Kindertagespflege 
umfasst 10 Stunden pro Woche. Die Förderung soll in der 
Regel mehr als 3 Monate in Anspruch genommen 
werden. 

Sofern die Betreuungszeiten weniger als 10 Stunden 
wöchentlich und/oder weniger als 3 Monate umfassen, ist 
über die Gewährung einer finanziellen Förderung im 
Einzelfall zu entscheiden. 

 

Bezifferung ändert sich durch das Einfügen von 1.1.5. 

1.1.7 Bei Teilnahmen an Maßnahmen der Agentur für 
Arbeit muss eine vorrangige Kostenübernahme dort 
beantragt werden. 

 

1.1.8 Bei Teilnahmen an Maßnahmen der Agentur für 
Arbeit muss eine vorrangige Kostenübernahme dort 
beantragt werden. 

 

Bezifferung ändert sich durch das Einfügen von 1.1.5. 

1.2 Finanzielle Förderung der Kindertagespflege 1.2 Finanzielle Förderung der Kindertagespflege  

1.2.2 Die finanzielle Förderung der Kindertagespflege 
beginnt mit der Eingewöhnung des Kindes. 
Berechnungsgrundlage dafür ist die bewilligte Förderung, 
die in der Regel für 4 Wochen gewährt wird.  

1.2.2 Die Betreuung und die finanzielle Förderung der 
Kindertagespflege beginnt mit der Eingewöhnung des 
Kindes, die in der Regel für 4 Wochen gewährt wird. 
Berechnungsgrundlage hierfür ist die bewilligte 
Förderung.  

Die Formulierung soll zum besseren Verständnis der 
Regelung beitragen.  

1.2.6 Wird in krankheitsbedingten Ausfallzeiten der 
Kindertagespflegeperson eine Vertretung durch eine 
andere Kindertagespflegeperson mit gültiger 
Pflegeerlaubnis geleistet, erhalten beide 
Kindertagespflegepersonen für bis zu fünf Arbeitstage in 
Folge die entsprechende finanzielle Förderung. Fällt die 
Kindertagespflegeperson länger aus, erhält nur die 
vertretende Kindertagespflegeperson eine 
Förderleistung.  

1.2.6 Wird in krankheitsbedingten Ausfallzeiten der 
Kindertagespflegeperson eine Vertretung durch eine 
andere Kindertagespflegeperson mit gültiger 
Pflegeerlaubnis geleistet, erhalten beide 
Kindertagespflegepersonen für bis zu fünf Arbeitstage in 
Folge die entsprechende finanzielle Förderung. Fällt die 
Kindertagespflegeperson länger aus, erhält nur die 
vertretende Kindertagespflegeperson eine 
Förderleistung. Der krankheitsbedingte Ausfall der 
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Kindertagespflegeperson ist durch eine 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ab dem 1.Tag 
nachzuweisen. 

Neu eingefügt. 

Teil II Kindertageseinrichtung Teil II städtische Kindertageseinrichtungen Neu eingefügt –  
Teil II bezieht sich nur noch auf die städtischen 
Kindertageseinrichtungen (Aufnahmeordnung). 

2.1 Besuchszeiten im Rahmen der Betreuung in einer 
Kindertageseinrichtung 

2.1. Aufnahme in die städtischen 
Kindergarteneinrichtungen 
 
Vorgaben zur Anmeldung, Aufnahme(-kriterien) und 
Betreuungszeiten sowie weitere Einzelheiten sind in der 
Aufnahmeordnung für die städtischen 
Kindertageseinrichtungen (Anlage 6) festgesetzt.  

Verändert. 

2.1.1 Der für die Festsetzung der Höhe des 

Elternbeitrages maßgebliche Betreuungsumfang 

wird bestimmt durch die von den Beitragspflichtigen 

mit der Kindertageseinrichtung für das 

Kindergartenjahr vereinbarten Buchungszeiten i. H. 

v. 25/35/45 Wochenstunden sowie dem Alter des 

Kindes. 

 

 Entfällt an dieser Stelle - ist inhaltlich unter 4.3.1 ergänzt 

2.1.2. Die durch die Beitragspflichtigen gebuchte 

Betreuungszeit berechtigt zur Inanspruchnahme der 

Kindertageseinrichtung im entsprechenden Umfang. 
 

 Entfällt an dieser Stelle – ist inhaltlich unter 4.3.1 
ergänzt 

4.3 Beitragshöhe 4.3 Beitragshöhe  

4.3.1 Die Beitragspflichtigen werden entsprechend 

der regelmäßigen wöchentlichen Betreuungszeit 

bzw. vertraglichen Vereinbarung des Kindes und 

ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu 

4.3.1 Die Beitragspflichtigen werden entsprechend 

der regelmäßigen wöchentlichen Betreuungszeit 

bzw. vertraglichen Vereinbarung des Kindes und 

ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu 
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monatlichen öffentlich-rechtlichen Beiträgen 

herangezogen. Die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit bemisst sich nach dem 

Jahresbruttoeinkommen der Beitragspflichtigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Inanspruchnahme von Angeboten in 
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege 
durch Kinder, die am 1. August des Folgejahres 
schulpflichtig werden, ist gemäß § 23 Absatz 3 KiBiz 
in dem Kindergartenjahr, das der Einschulung 
vorausgeht, beitragsfrei.  
 
 
Abweichend hiervon ist für Kinder, die vorzeitig in die 
Schule aufgenommen werden, die 
Inanspruchnahme von Angeboten in 
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege 
ab dem 1. Dezember für maximal acht Monate 
beitragsfrei. Werden Kinder aus erheblichen 
gesundheitlichen Gründen nach § 35 Absatz 3 
Schulgesetz NRW für ein Jahr zurückgestellt, so 
beträgt die Elternbeitragsfreiheit ausnahmsweise 
zwei Jahre. 

monatlichen öffentlich-rechtlichen Beiträgen 

herangezogen. Der für die Festsetzung der Höhe 

des Elternbeitrages maßgebliche 

Betreuungsumfang wird bestimmt durch die von den 

Beitragspflichtigen mit der Kindertageseinrichtung 

für das Kindergartenjahr vereinbarten 

Buchungszeiten i. H. v. 25/35/45 Wochenstunden 

sowie dem Alter des Kindes. Die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit bemisst sich nach dem 

Jahresbruttoeinkommen der Beitragspflichtigen. 

Die durch die Beitragspflichtigen gebuchte 
Betreuungszeit berechtigt zur Inanspruchnahme der   
Kindertageseinrichtung im entsprechenden Umfang. 

Die Inanspruchnahme von Angeboten in 
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege 
durch Kinder, die am 1. August des Folgejahres 
schulpflichtig werden, ist gemäß § 23 Absatz 3 KiBiz 
in dem Kindergartenjahr, das der Einschulung 
vorausgeht, beitragsfrei.  

 
Abweichend hiervon ist für Kinder, die vorzeitig in die 
Schule aufgenommen werden, die 
Inanspruchnahme von Angeboten in 
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege 
ab dem 1. Dezember für maximal acht Monate 
beitragsfrei. Werden Kinder aus erheblichen 
gesundheitlichen Gründen nach § 35 Absatz 3 
Schulgesetz NRW für ein Jahr zurückgestellt, so 
beträgt die Elternbeitragsfreiheit ausnahmsweise 
zwei Jahre. 
 

 
Aus Ziffer 2.1.1 a.F. übernommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus Ziffer 2.1.2 a.F. übernommen 
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4.3.2 Die Regelungen des § 90 Absatz 3 und Absatz 

4 SGB VIII hinsichtlich des Erlasses von 

Elternbeiträgen für den Besuch von 

Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege 

finden analog Anwendung für den Besuch der OGS. 

 

4.3.2 Gemäß § 90 Absatz 4 Satz 1 und 2 SGB VIII 

sind Beitragspflichtige für die Dauer des 

Leistungsbezugs vom Elternbeitrag befreit. Ein 

Antrag ist nicht erforderlich. Der jeweilige 

Leistungsbezug ist durch entsprechende Unterlagen 

nachzuweisen. 

§ 90 Absatz 2 und 3 SGB VIII gilt entsprechend. 
 

Entsprechend § 90 Abs. 4 SGB VIII n.F. ergänzt 
 
 
Befreiung erfolgt ohne Antrag. 
 
 
 
Die Anwendung der Regelung bzgl. sollen für  
die Elternbeiträge der OGS nicht analog  
angewendet werden.  

4.4. Einkommen 4.4 Einkommen  

4.4.1. Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die 

Summe der positiven Einkünfte der 

Beitragspflichtigen gem. Ziffer 4.2. dieser Satzung im 

Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des 

Einkommensteuergesetzes. 

 

4.4.1 Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die 

Summe der positiven Einkünfte der 

Beitragspflichtigen gem. Ziffer 4.2. dieser Satzung im 

Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des 

Einkommensteuergesetzes. Im Ausland 

erwirtschaftetes Einkommen ist analog 

anzurechnen.  
 

 
 
 
 
 
Neu eingefügt 

4.4.3 Das Kindergeld nach dem 

Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden 

Vorschriften sowie das Elterngeld nach dem 

Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) 

bleibt bis zu einer Höhe von 300 € oder in Fällen des 

§4 Absatz 3 BEEG (Elterngeld plus) bis zu einer 

Höhe von 150 € monatlich anrechnungsfrei. 

 

4.4.3. Das Kindergeld nach dem 

Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden 

Vorschriften sowie das Elterngeld nach dem 

Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) 

bleibt bis zu einer Höhe von 300 € oder in Fällen des 

§ 4 Absatz 3 BEEG (Elterngeld plus) bis zu einer 

Höhe von 150 € monatlich anrechnungsfrei. Das 

Baukindergeld des Bundes bleibt außer Betracht. 

 

 
 
 
 
 
 
 
Entsprechend § 90 Abs. 3 SGB VIII n.F. ergänzt 

 


